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Um es vorweg zu nehmen, der am
Sonnabend, dem 1 6. November 201 3,
in Leipzig stattgefundene Landespar-
teitag hatte zu mindestens für mich
eine doch gute Atmosphäre, die auch
in den persönl ichen Gesprächen da-
von geprägt war, dass wir gemeinsam
voranschreiten müssen und die Chan-
cen, die sich aus der zu erwartenden
großen Koal ition ergeben, nutzen müs-
sen.

Im Gegensatz zu den gleichzeitig statt-
findenden Parteitag der SPD ebenfal ls
in Leipzig und der dort in den Messe-
hal len stattfand, entsprachen denen
von uns genutzten Räumlichkeiten des
„Alten Landratsamtes“ in der Nähe
des Hauptbahnhofes unseren beschei-
deneren Anspruch an Tagungsräume,
was wohl auch unseren bescheide-
neren finanziel len Mitteln geschuldet
ist. Jedoch sei dazu angemerkt, dass
wir im Vogtland für dasselbe Geld
wahrscheinl ich doch Räume bekom-
men, in denen die Delegierten nicht
ganz so beengt beieinandersitzen müs-
sen. Auch die Arbeitsbedingungen zum
Beispiel für die Antrags-und Redakti-
onskommission waren doch eher sehr
bescheiden, da der dafür vorgesehe-
ne „Raum“ nur durch eine Stoffbahn
vom Tagungssaal getrennt war. Auch
die Verkürzung des Landesparteita-
ges auf einen Tag haben viele Dele-
gierte nicht als optimal empfunden.

Zwei Themen dominierten diesen Lan-
desparteitag. Die beiden anderen The-
men, die kommunalpol itischen und die
europapol itischen Leitl in ien wurden
zwar immer wieder als richtig und wich -
tig herausgestel lt, bewegten jedoch
die Delegierten nur mäßig, was insbe-
sondere daran zu erkennen war, dass
dazu eine intensive Debatte nicht statt-
fand.

Eines der dominierenden Themen war
die Wahl Spitzenkandidaten für die an-
stehende Wahl zum Sächsischen Land-
tag. Obwohl Katja sich für Rico enorm
ins Zeug legte und auch ich davon aus-
gehe, dass ein starkes Ergebnis für un-
seren Spitzenkandidaten eine positive
pol itische Außenwirkung entfaltet hät-
te, fiel das Ergebnis mit 64 % doch
sehr mager. Rico nahm es trotzdem
mit Fassung. Auch konnte ich nachfol-
gend im Videotext des MDR, der ein-
zige Fernsehsender der davon
überhaupt Notiz nahm, nur eine al lge-
meine nichtssagende Information über
die Wahl unseres Spitzenkandidaten
finden. Olaf und meiner Einschätzung,
dass in zwei Tagen über das Wahler-
gebnis keiner mehr reden werde und
wir daher uns auf den Wahlkampf kon-
zentrieren sol lten, wurde daher be-
reits am Sonntag bestätigt.

Die noch intensivere und streitigere
Diskussion fand zu den Ausstel lungs-
richtl in ien zur Landesl iste zur Land-
tagswahl statt. H ier standen zunächst
drei verschiedene Vorschläge im Raum
wobei der Vorschlag des Landesvor-
standes kurz beschrieben werden konn -
te als eine Wahl der ersten 20
Listenplätze im Block nach dem zuvor
mit dem Spitzenkandidaten, den Kreis-
vorsitzenden, dem Landesrat und Lan-
desvorstand sowie dem Fraktions-
vorstand abgestimmten Kandidaten.
Dabei sol lten sowohl die Jugendquo-
te, die Vertretung der einzelnen Kreis-
verbände, die Erneuerungsquote und
natürl ich die Mindestquotierung sich
in diesen Wahlvorschlag wiederfinden.

Dagegen regte sich insbesondere der-
gestalt Widerstand, dass diese Listen-
blockwahl , sogenanntes „Eilenburger
Verfahren“, gegen die Bundeswahlord-
nung verstoße, welche in ihren §§ 5

und 6 nur entweder eine Einzelwahl
oder eine Gruppenwahl vorsieht. Der
Landesvorstand hat, um diesen Be-
denken entgegenzutreten, ein Ände-
rungsantrag eingebracht, der vorsah,
für die Aufstel lung des von ihr vorge-
sehenen gereihten Listenvorschlages
bis zum Listenplatz 20 den Listenvor-
schlag durch Änderungsvorschläge an-
zupassen und erst diesen angepassten
Listen Vorschlag dann zur Abstimmung
zu stel len.

Der Vorschlag von Genossinnen und
Genossen des Kreisverbandes Baut-
zen, nicht des Kreisverbandes Baut-
zen an sich, worauf sehr großen Wert
gelegt wurde, sah demgegenüber vor,
dass entsprechend dem Wahlverfah-
ren zur Vorbereitung der Bundes- und
Landtagswahl 2009, die Abstimmun-
gen für die Listenplätze 2 bis 6, 7 bis
1 2 … und 25 bis 30 in Einzelwahl par-
al lel stattfinden sol lten.

Die Bautzener Einreicher zogen ihren
Vorschlag zu Gunsten des Vorschla-
ges von Jens Matthis zurück, der vor-
sah, dass die Landesvertreterinnen-
versammlung sich entscheiden müs-
se, ob sie die Listenplätze 1 -30 in Ein-
zelwahl nach § 5 WO oder nach § 6
WO als Gruppenwahl durchführen wil l .

Da dieser Vorschlag dem Vorschlag
des Landesvorstandes in der offenen
Abstimmung unterlag, kündigte Ge-
nosse Matthis an, diesen durch die
Schiedskommission sofort prüfen zu
lassen, damit das Aufstel lungsverfah-
ren dann, wenn es genutzt wird, auch
rechtssicher ist. - Es bleibt also span-
nend.

Thomas Höllrich - Reichenbach

1 0. Landesparteitag in Leipzig
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DUMPINGLÖHNE
trauriges Markenzeichen des Freistaates Sachsen

DEMOGRAFISCHER WANDEL AUCH IM VOGTLAND
Die Kreistagsfraktion informiert

»Kommunal«

Unter der Thematik „Leben im ländl i-
chen Raum - Erkenntnisse und Anfor-
derungen“ führte die Kreistagsfraktion
gemeinsam mit dem Kommunalpol iti-
schen Forum Sachsen e.V. eine Wei-
terbildungsveranstaltung durch.
Eingeladen dazu waren die Mitgl ieder
der Kreistagsfraktion und al le Man-
datsträger der LINKEN der Städte und
Gemeinden. Grundlage dafür war die
Antwort der Staatsregierung auf eine
Große Anfrage der Linksfraktion im
Sächsischen Landtag zu dieser The-
matik. Wenn auch von über 1 00 Fra-
gen nur ein Viertel beantwortet wurde,
war die Schieflage zwischen den Groß-
städten und dem ländl ichen Raum
deutl ich.

Als Referenten waren Heidemarie Lüth,
ehemal ige Bürgermeisterin für Gesund-
heit und Soziales in Chemnitz, und Ka-
rin Brummer aus Böhlen eingeladen.
Sie führten eine Studie zu „ausgewähl-
ten Lebensbedingungen von Seniorin-
nen und Senioren im ländl ichen Raum“
in ihrem Landkreis Leipzig durch, über
deren Ergebnisse sie uns informierten.

Betrachten wir Sachsen, so sind 83%
ländl icher Raum, und 50% der Bevöl-
kerung leben dort. Der Anteil der äl-
teren Bevölkerung steigt und der der
Jugend wird dramatisch weniger. Für
das Vogtland ist bis 2020 ein Sinken
der Bevölkerung von 1 8,9% errechnet.
Damit l iegen wir über dem sächsischen
Durchschnitt von 1 8,2%. Daraus erge-
ben sich Fragen und Konsequenzen
für al le Lebensbereiche, so die Infra-
struktur (Straßenaus- oder rückbau),
öffentl iche Daseinsfürsorge (ärztl iche
und medizinische Versorgung), Öffent-
l ichen Personennahverkehr (Anbin-
dung an zentrale Orte) , Versorgungs-
sicherheit (Strom und Wasser) , Bildung
und Schulen (Schulstandorte und Schü-
lerbeförderung), aber auch der Han-
del und Dienstleistungen sind davon
nicht ausgenommen.

Die Lasten der ländl ichen Bevölkerung
werden sich in al len Lebensbereichen
drastisch erhöhen. Für uns steht die
Frage: Wol len wir auch zukünftig ein
Leben auf dem Lande? Wol len wir Zu-
zug im ländl ichen Raum? Wenn wir das

mit Ja beantworten, dann müssen wir
uns zwingend diesen Anforderungen
stel len.

Das Konzept 2020 des Vogtlandkrei-
ses ist von uns mitzugestalten, mit
Vorschlägen und Forderungen an die
Verwaltung. Der Spagat zwischen
Wunsch und Real ität wird dabei, wie
im persönl ichen Leben, unser ständi-
ger Begleiter sein.

Diesen Anforderungen müssen sich
sowohl die Kreistagsfraktion als auch
die Stadt- und Gemeinderäte stel len.
Darauf wol len und müssen wir unse-
re Wahlprogramme für die Kommunal-
wahl im nächsten Jahr ausrichten.
Freiwil l ige bei der Erarbeitung und Aus-
gestaltung sind herzl ich wil lkommen.

Karin Höfer - Reichenbach, Fraktions-
vorsitzende der LINKEN im Kreistag

Nach Ansicht des DGB müsste die Er-
teilung öffentl icher Aufträge an zeit-
gemäße Tarif-, Sozial und Ökostandards
gebunden sein. Nur so wäre Lohndum-
ping auszuschl ießen und eine hohe
Qual ität von Leistungen und Produk-
ten gewährleistet. Am 30.01 .201 3 hat
der Sächsische Landtag das neue Lan-
desvergabegesetz der CDU/FDP-Ko-
al ition beschlossen. Die Landes-
regierung verzichtet „auf den Zwang
zu jegl ichen sachfremden gesel lschafts-
pol itischen, sozialen und ökologischen
Auflagen.“ Damit sind Dumpinglöhne
vorprogrammiert und Tariflohn zahlen-
de Unternehmen werden ausgebremst.

Mit solchen Gesetzen ist und bleibt
Sachsen das von Westkonzernen hoch
gelobte Bil l iglohnland unter den deut-
schen Bundesländern. Der Staatsre-
gierung ist es egal , ob mittelständige
und kleinere Handwerksbetrieb kra-
chen gehen. Die Auftragsvergabe der
Wäscheleistungen des vogtländischen
Kl inikums Rodewisch an den Berend-
sen Großkonzern ist ein typisches Bei-

spiel dafür: Der Berendsen-Konzern
hat für den sogenannten Healthcare-
Bereich, das heißt für die gesundheit-
l ichen Dienstleistungen; im vergange-
nen Jahr sämtl iche mit der IG Metal l
abgeschlossenen Tarifverträge gekün-
digt. Laut Gewerkschaft fordert die
Geschäftsleitung von den Beschäftig-
ten unter anderem den Abbau der
Stundenlöhne.

Bei Berendsen in Neustadt/Orla hat
die Geschäftsführung laut IG Metal l
zwei Drittel der Belegschaft erpresst,
auf die Forderungen einzugehen. Ein

Drittel hat sich gewehrt und gegen die
ausgesprochene Kündigung geklagt.
„Berendsen hat seine Forderungen mit
sehr unfairen Mitteln durchgesetzt.“,
hieß es in der Freien Presse. Da konn-
te das vogtländische Unternehmen
Textilpflege GmbH Auerbach als Bie-
ter bei der Ausschreibung natürl ich
nicht mithalten und der lukrative Groß-
auftrag ging an Berendsen.

Es wäre falsch, dem Vogtlandkreis die
Schuld zu geben. Die Kreisräte konn-
ten aufgrund der von der Staatsregie-
rung zu verantwortenden Rechtslage
gar nicht anders entscheiden, sonst
hätte Berendsen den Auftrag beim Ver-
gabegericht eingeklagt. Fehlende Ar-
beitsplätze, den Kommunen entgangene
Steuern sowie niedrige Kaufkraft sind
die Folgen der sächsischen Vergabe-
pol itik. Es bewahrheitet sich wieder
einmal: geltendes Recht hat mit Ge-
rechtigkeit oftmals rein gar nichts zu
tun.

Dieter Riedler - Leubnitz

© Bild: Stefan Bayer / pixel io.de
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Vor al lem geht es ums Geld, um die
Mül lgebühren für die Vogtländer. Als
unser Hausmül l noch auf Deponien
abgelagert werden durfte, war das un-
kompl iziert. Die Kosten waren planbar
und überschaubar, das Risiko einer
Kostenexplosion bestand nicht. Als
aber durch Gesetz vorgeschrieben wur-
de, dass Mül l vorzubehandeln ist, wa-
ren Entscheidungen nötig: „Mül lver-
brennung oder mechanisch-biologi-
sche Behandlung“ und „eigene Anla-
ge bauen oder Hausmül lentsorger auf
dem freien Markt suchen“.

Die Entscheidung für eine mechanisch-
biologische Behandlung fiel schnel l ,
über die Frage, Anlage bauen oder
Hausmül l auf dem freien Markt abset-
zen, rechneten und diskutierten wir
länger als ein Jahr. Verantwortl ich für
die Hausmül lentsorgung war der Ent-
sorgungsverband Vogtland (EVV), ein
Zweckverband aus dem damal igen
Vogtlandkreis und der kreisfreien Stadt
Plauen. Letztl ich beschlossen der Kreis-
tag Vogtlandkreis und der Stadtrat
Plauen den Bau einer eigenen Abfal l-
behandlungsanlage, weil so das Kos-
tenrisiko als niedriger eingeschätzt
wurde.

Natürl ich hieß das nun: Vogtlandkreis
und Stadt Plauen müssen diese Anla-
ge finanzieren und ihren Haushaltmül l
in ihrer eigenen Anlage behandeln las-
sen. Die damals kreisfreie Stadt Plau-
en bl ieb trotzdem ein eigenes
Entsorgungsgebiet mit eigener Gebüh-
renkalkulation. Die Mül lgebühren bl ie-
ben in Plauen niedriger als im alten
Vogtlandkreis, was normal war, da ja
die Transportwege für den Mül l in ei-
ner Stadt wesentl ich geringer und da-
mit bil l iger sind als bei den weiten
Fahrten durch ländl iche Gebiete. Auf
Wunsch bl ieb Plauen auch nach der
Kreisgebietsreform befristet ein eige-
nes Entsorgungsgebiet mit eigenen
bil l igeren Mül lgebühren mit Andie-
nungspfl icht des Mül ls weiterhin in der
Oelsnitzer nun kreiseigenen Entsor-
gungsanlage.

Vor etwa zwei Jahren dann im Mül l-
ausschuss des Kreistages, zu dem
nach der Kreisgebietsreform natürl ich
auch Mitgl ieder aus Plauen gehören,
die große Überraschung: Plauens Mül l -

entsorgung schreibt rote Zahlen! Trotz-
dem subventionierte Plauen weiter mit
Mül lgebühren seine Straßenbahn, und
die Abfal lgebühren wurden auch nicht
erhöht. So wuchs der Schuldenberg
bis zu diesem Jahr, in dem die Zusam-
menlegung geplant war, auf zwei Mil-
l ionen. Der Mül lausschuss beschloss,
dass der Vogtlandkreis bei der Zusam-
menlegung die zwei Mil l ionen Schul-
den übernimmt. Er würde dann ja auch
von den kurzen Transportwegen in
Plauen profitieren.

In der Kreistagsitzung, in der das Pro-
zedere der Zusammenlegung beschlos-
sen werden sol lte, wurden die Kreisräte
mit einem Beschluss des Stadtrates
Plauens überrascht: Plauen wil l auch
künftig ein eigenes Entsorgungsgebiet
mit eigener Gebührenkalkulation blei-
ben, aber der Vogtlandkreis sol l die
zwei Mil l ionen Schulden übernehmen.
Der Landrat reagierte im Kreistag mit
einem alternativen Beschlussvor-
schlag, der für eine begrenzte Zeit
Plauen weiter die eigene Mül lentsor-
gung und die eigene Mül lgebührenkal-
kulation zusprach. Natürl ich sah dieser
Beschlussentwurf nun nicht die Über-
nahme der Plauener Schulden durch
das Gebührengebiet Altkreis Vogtland
vor. Nach einer kontroversen Debat-
te, in der vor al lem SPD-Kreisräte, die
auch Mitgl ieder des Plauener Stadtra-
tes sind, informierten, dass sie den
Plauener Stadtrat vor der autarken
Mül lentsorgung und einer damit ver-
bundenen merkl ichen Gebührenerhö-
hung gewarnt hatten, beschloss der
Kreistag mehrheitl ich eine zeitl ich be-
grenzte Beibehaltung der getrennten
Entsorgungs- und Gebührengebiete.
Die neuen Kalkulationen und Gebüh-
ren sol len im Dezemberkreistag be-
schlossen werden.

Dr. Dorothea Wolff - Auerbach/V.

Dieser Beitrag wird im Januar 2013
fortgesetzt.

KOMISCHE POST VOM LANDRATSAMT
Teil 1 : Die Vorgeschichte

„NATURSCHÜTZER
KRITISIEREN…“
Das war in den letzten Tagen in der
Presse des Öfteren zu lesen. Der
Landrat wies al le Kritik von sich und
machte die Kreisräte der Ausschüs-
se dafür verantwortl ich. Da der Land-
rat nun schon mehrmals seine
Verantwortung auf diese abgescho-
ben hat, hielt ich für notwendig, mich
auch in der Presse dazu zu äußern.
Grundlage für meine Aussagen war
das Kreistagsprotokol l vom August
2008, denn dort und nirgends an-
ders wurde darüber entschieden.

Unsere Fraktion stel l te damals die
Anträge auf Bildung eines Ausschus-
ses für Naturschutz und Landwirt-
schaft und die Berufung eines
Naturschutzbeirates. Dabei wurden
wir ganz schön abgewatscht. Leider
gab es außer von den Grünen keine
Unterstützung dafür. Das ist die de-
mokratische Entscheidung gewesen,
die wir angebl ich akzeptieren können.

Wenn der Landrat seine Verantwor-
tung für den Naturschutz wirkl ich
ernst genommen hätte, dann hätte
er die Diskussion anders leiten müs-
sen. Denn das, was der Hammel vor-
gibt, macht seine Herde nach. Bei
anderen Problemen kann er sehr
überschwängl ich Begründungen fin-
den, die bei der Überzahl der
Kreisräte, leider auch meistens bei
der SPD, Zustimmung finden. Als Bei-
spiel sei hier nochmals die unsinni-
ge Finanzierung des Betriebskosten-
defizites beim Flughafen Hof/Plau-
en in Höhe von 1 00.000 EURO jähr-
l ich - obwohl das eine freiwil l ige
Aufgabe ist - erwähnt, während so-
ziale Aufgaben unter dem Kürzungs-
wahn der Gelder leiden müssen.

Ich habe mich mit den Naturschüt-
zern in Verbindung gesetzt, um ge-
gebenenfal ls einen neuen Anlauf mit
ihnen zu starten.

Karin Höfer - Fraktionsvorsitzende DIE
LINKE im Kreistag Vogtland

»Kommunal«
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Vor den jüngsten Wahlen erwarteten
manche Beobachter für die KSČM ein
Ergebnis, das eine Beeinflussung der
nächsten Regierung ermöglichen könn-
te. Dazu ist es nicht gekommen. Die
KSČM gab diesbezüglich folgende Er-
klärung ab (gekürzt):

23 politische Parteien und Bewegun-
gen wurden durch 6.000 nominierte
Kandidaten in der Wahl vertreten. Die
Wahlbetei l igung war mit 59,5% die
zweitniedrigste seit den Wahlen im
Jahr 2002.

Die Überwindung der Fünf-Prozent-
Hürde schafften die folgenden politi-
schen Parteien und Bewegungen:

ČSSD (Tschechische Sozialdemokra-
ten) - 20,45 %

ANO-Bewegung (rechtsgerichtet, von
dem Mil l iardär Andrei Babis geführt) -
1 8,65 %

Kommunistische Partei Böhmens und
Mährens (KSČM) - 1 4,91 %

TOP 09 (Neoliberale, wurde kurz vor
den Parlamentswahlen 201 0 gegrün-
det) - 1 1 ,99 %

ODS (lange Zeit die stärkste Regie-
rungspartei) - 7,72 %

Úsvit-Bewegung („Die Unteren“, ge-
führt vom Unternehmer und Senator
Tomio Okamura, eine direkte Demo-
kratie anstrebend) - 6,88 %

KDU-ČSL (Christdemokraten) - 6,78 %

In der neuen Kammer der Abgeord-
neten (200 Sitze) werden 50 Sozial-
demokraten, 47 Mitgl ieder der
ANO-Bewegung, 33 Kommunisten,
26 Mitgl ieder der TOP-09, 1 6 Mitgl ie-
der der ODS und je 1 4 Mitgl ieder der
Úsvit-Bewegung sowie der KDU-ČSL
tätig sein.

Die KSČM ist unter den bereits im
tschechischen Unterhaus vertretenen
Parteien die einzige, die die Zahl ih-
rer Stimmen im Vergleich zu den
Wahlen von 201 0 vergrößern konnte
(um 1 50.000 Stimmen bzw. 3,6%).

In Kommentaren nach den Wahler-
gebnissen hatte die KSČM erklärt,
dass „die Wahl ein Wachsen des Ver-
trauens der al lgemeinen Öffentl ichkeit
in die KSČM zeige. Die Bürger fordern
wirkl ichen Wandel und weisen das ver-
deckte politische Agieren der rechts-
gerichteten Parteienkoalition ab. Die
KSČM wird trotz der großen Zersplit-
terung des Parlaments fortfahren, ih-
re Programme voran zu bringen und
ihre Versprechen gegenüber den Wäh-
lern vor der Wahl einhalten.“

Gleichzeitig hat die KSČM erklärt, dass
in und nach den Verhandlungen nach
der Wahl ihre grundlegenden Aus-
gangspunkte weiter ihre programma-
tischen Hauptpunkte bleiben. Das
bedeutet zuerst und vor al lem, Maß-
nahmen zum Ankurbeln des Wachs-
tums der Wirtschaft, Verringerung der
Arbeitslosigkeit, Fördern einer pro-
gressiven Besteuerung, das Gesetz
zur Offenlegung von Finanzberichten
und das Gesetz für al lgemeine Volks-
abstimmungen, um sowohl das Ge-
setz zur Rückgabe des Kirchenbesitzes
als auch den sogenannten zweiten
Pfeiler der Rentenreform zu beseitigen.

Die l inksorientierte Bewegung hatte
ein viel besseres Ergebnis dieser vor-
gezogenen Wahlen erwartet. Der Grund
für das gegentei l ige Abschneiden l iegt
hauptsächlich in dem Verlust von Wäh-
lerstimmen bei den Sozialdemokra-
ten. Die Parteien der bisherigen
Regierungskoalition haben bedeuten-
de Verluste erl itten. Rechte Wähler
sind durch die neue ANO-Bewegung
angezogen worden, die dadurch das
zweitbeste Wahlergebnis erzielt hat
und eine Schlüsselstel lung für die Bil-
dung einer neuen Regierungskoaliti-
on erlangte. Mehr noch hat sich die
Lage nach den Wahlen überraschend
und unerwartet verkompliziert, als ei-
ne kleine Gruppe in der ČSSD ver-
suchte, den Vorsitzenden der
Sozialdemokraten, Bohuslav Sobot-
ka, abzusetzen. Durch diesen Vorgang
wurde die ČSSD geschwächt, weil er
einen Vertrauensverlust erzeugte.

Quelle: solidnet

DIE KSČM NACH DEN TSCHECHISCHEN
PARLAMENTSWAHLEN

DIE LICHTER FÜR
DIE KINDER IN
KUBA SOLLEN
NOCH HELLER
LEUCHTEN
Neues von der Wette: Wir
stocken auf 10.000 Euro auf

Wer hätte das gedacht: Schon nach
1 4 Tagen habe ich die Wette um 4000
Euro für Kubas Kinder gewonnen.
Meine Wettpartnerin, die immer noch
unbekannte „Unternehmerin mit dem
l inken Herzen“, hat mich heute be-
glückwünscht, dann ihren Wettbe-
trag von 1 000 Euro rübergeschoben,
mich dann noch mit einem leckeren
Kuss belohnt und dann.. . Und dann
hat sie freudig gesagt: „Klaus, du
wil lst doch wohl jetzt nicht aufhören.
Denk an die Kinder von Kuba. Die
Wette sol l doch bis zum Jahresende
gehen – oder?“ Und dann kam ihr
Vorschlag: „Klaus, laß uns doch ein-
fach die Wett-Summe erhöhen. Du
wettest um mindestens 1 0.000 Eu-
ro und ich werde dann am Ende oben
auf eine runde Summe anheben.. .“

Ich hab’s gemacht. Und nicht nur we-
gen des nächsten Kusses. Also, ab
sofort geht es um mindestens 1 0.000
Euro plus dem Zuschlag meiner Wett-
partnerin. Ich bin vol l optimistisch.
Denn wie die Wette bisher gelaufen
ist – einfach Wahnsinn. Schon über
1 50 Spender und Spenderinnen ha-
ben mitgemacht – leider viele ohne
ihre Ortsangabe – siehe auch die
Spenderl iste auf unserer Homepa-
ge www.l inksdemokraten.de

Und schon geht’s weiter. Wie immer
gilt : Die Spenden werden am bes-
ten auf’s Konto von Klaus H. Jann,
355 46 49 bei der Kreissparkasse
Düsseldorf, BLZ 301 502 00 über-
wiesen. Und übrigens: Wer eine Spen-
denbescheinigung haben möchte –
bitte melden.. . Ich hoffe, ich höre
von Euch

Euer Klaus H. Jann - Roter Reporter
aus Wülfrath
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GEDENKEN AN ZERSTÖRUNG DER
SYNAGOGE VOR 75 JAHREN
Anlässl ich der Zerstörung der Synago-
ge vor 75 Jahren folgten viele Plaue-
ner und Vogtländer der Einladung des
Oberbürgermeisters Ralf Oberdorfer
zum Gedenken am Standort des ehe-
mal igen Gotteshauses der Juden an
der Engelstraße.

Der Oberbürgermeister bezeichnete
die Zeit der Nazis als das „grausams-
te Kapitel der Deutschen" und erin-
nerte, dass vom 9. zum 1 0. November
1 938 mehr als 1 400 Synagogen und
Betstuben zerstört wurden und mehr
als 400 Juden ihr Leben verloren. Er
ging auf die Vorgeschichte ein und be-
richtete, dass es bereits 1 923 und
1 924 Boykotte gab, nicht bei Juden
einzukaufen. Der jüdische Friedhof
wurde in dieser Zeit geschändet, und
im August 1 938 gab es Provokationen
und Drohungen gegen Juden.

Ende der 30er Jahre lebte in Plauen
die viertgrößte jüdische Gemeinde
Sachsens mit 836 Mitgl iedern. Der
Vorsitzende, Rechtsanwalt Dr. Isidor
Goldberg, engagierte sich sehr für den
Bau der neuen Synagoge und wies
schon im Oktober 1 926 in einem Zei-
tungsartikel auf die schädl iche Aus-
wirkung der antisemitischen Angriffe
für das Ansehen Plauens hin. Nach
dem Bau der Synagoge kam es schon
zu Sachbeschädigungen, wobei am
1 7. Februar 1 930 Scheiben eingeschla-
gen wurden.

Dr. Goldberg wurde 1 933 verhaftet
und kam erst nach der Zahlung der
„Reichsfluchtsteuer“ frei. Juden wur-
den ihre Tätigkeit zum Beispiel als Arzt
oder Rechtsanwalt verboten. Juden
mit polnischer Herkunft wurden an die
Grenze vertrieben. Immer mehr Juden
verl ießen die Stadt. Viele kamen in
Konzentrationslager. Nach dem Brand
der Synagogen in der Pogromnacht
wurde den Juden die Zahlung von ei-
ner Mil l iarde Reichsmark für den Ab-
riss aufgezwungen. Nach dem Krieg
kamen nur einige Juden zurück. Mit
dem Tod David Stiefels endete das Be-
stehen der jüdischen Gemeinde in
Plauen am 28. Dezember 1 957.

Ans Rednerpult trat Thomas Geve aus
Haifa (Israel ) und berichtete, wie 1 938
sein Vater zu ihm sagte: „Wach auf,

die Räuber sind da!" Dann musste er
als Neunjähriger sehen, wie Schuhe
aus dem Laden auf die Straße flogen.
Sein Vater sagte zu ihm: „Zwei Sachen
sind sicher: Morgen ist keine Schule
und die Synagoge brennt." Er überleb-
te das KZ in Auschwitz und wurde am
1 1 . April 1 945 in Buchenwald von
deutschen Antifaschisten befreit. Über
England und die Schweiz kam er nach
Israel und kommt seit 2000 dreimal
als Zeitzeuge nach Deutschland. Zur-
zeit laufe in Gera eine Ausstel lung über
die Judenverfolgung.

Jens Bühring trug - von Marius Leicht
am Keyboard begleitet - zur Gedenk-
stunde jiddische Lieder vor. Nach der
Kranzniederlegung im Namen der Stadt
Plauen, des Landkreises sowie des
Landesverbandes Sachsen der Jüdi-
schen Gemeinden und der VVN-BdA
Vogtland legten Schüler je eine rote
Rose zum Gedenken vor die Gedenk-
tafel .

Zwar angemeldet und dennoch spon-
tan ging die Rentnerin Christa Seifert
ans Mikrofon und berichtete aus eige-
nem Erleben vor 75 Jahren, wie die
Synagoge brannte und der Lehrer
meinte, die Schüler sol lten sich freu-
en. Die Neunjährige erzählte es zu
Hause ihrer Mutter, die darauf antwor-
tete: „Das ist ja furchtbar. Hoffentl ich
brennen unsere Kirchen nicht auch
einmal." Sie hatte es nie vergessen.
Frau Seifert kam, weil sie hoffte, dass
Jugendl iche kommen und sie daraus
lernen.

Gerd Stoppa - Plauen

Überlebender des Holocaust,
Thomas Geve aus Haifa / Israel

GEGEN DAS
VERGESSEN!
Am 2. Mai 201 3 jährte sich die Zerschla-
gung der Gewerkschaften durch die Na-
tionalsozial isten zum 80. Mal . Auch in
Hof wurden die Gewerkschaftsbüros der
Textil - und Bauarbeiter im Haus Marien-
straße 75 durch Nazis besetzt und nam-
hafte Gewerkschafter in Schutzhaft
genommen.

Eine gut besuchte Gedenkstunde für ver-
folgte und ermordete Gewerkschafter
fand am 9. November, dem Jahrestag der
Reichspogromnacht, am Haus Marien-
straße 75 in Hof statt. Eingeladen hat-
ten Bernd Köhler, Vorsitzender des
DGB-Kreisverbandes Hof und Jürgen Ja-
kob, Regionsvorsitzender des DGB. Der
DGB leistete mit diesem Gedenken einen
wichtigen Beitrag, um die Erinnerung an
die mutigen Frauen und Männer, die im
Widerstand gegen die Nazi-Diktatur Ge-
sundheit und Leben riskiert hatten, auf-
recht zu erhalten.

Jürgen Jakob begrüßte als Teilnehmer den
stel lvertretenden Landrat Alexander Eberl ,
Uwe Bauer von der IG Metal l Ostober-
franken, sowie die Kol legin Elfriede Macht.
Elfriede Macht gehört seit 57 Jahren der
Gewerkschaft Textil -Bekleidung und der
IG Metal l an. Ihr kam die Ehre zu, die Ge-
denktafel für die während der Nazi-Dik-
tatur verfolgten Hofer Kol legen zu
enthül len. Durch die Forschungsarbeit
ihres verstorbenen Mannes Rudi Macht,
langjähriger ehrenamtl icher Funktionär
der Gewerkschaft Druck und Papier, konn -
te der gewerkschaftl iche Widerstand vor
dem Vergessen bewahrt werden. Rudi
Macht hatte in den 90 er Jahren eine
mehrbändige „Geschichte der Hofer Ar-
beiterbewegung“ veröffentl icht.

Vor dem Hintergrund der Debatte um die
Umbenennung der nach dem früheren
Nazi-Agitator Dr. Dietlein benannten Stra-
ße und den Hakenkreuzschmierereien in
Hof bezog Jürgen Jakob in seiner Rede
klare Positionen. Er würdigte den Mut
von Gewerkschaftern wie Arthur Mähr,
Konrad Opitz, Christoph Fraas und al ler
anderen ungenannten Kol legen, die vor
und nach 1 933 den Nazis Parol i boten.
Kol lege Jakob rief dazu auf, die Lehren
daraus zu ziehen und braunem Ungeist
auch heute entschlossen entgegen zu
treten.

IG Metall - Hof
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DREIMAL SCHNEEBERG UND DAS RECHT AUF ASYL
Antirassistische Demonstration in Schneeberg am 16. November 2013
Als wir mit dem Auto am Kasernenge-
lände, auf dem die Flüchtl inge unter-
gebracht sind, vorbeifuhren, stel l te
sich spontan die Frage: Wie sol l hier
eine Wil lkommenskultur deutl ich ge-
macht werden? Diese Floskel , von maß-
gebl ich für die verfehlte Asylpol itik
Verantwortl ichen, gerne scheinheil ig
in den Mund genommen, schl ießt an
diesem Ort jede Real isierbarkeit die-
ser Worte aus.

Kurz nach dem Passieren des kalten
und nicht gerade freundl ichen Ortes
wurden wir von einem freundl ichen
Pol izisten höfl ich darauf aufmerksam
gemacht, dass wir unser Auto parken
sol lten, denn ab hier sei die Straße
nach Schneeberg gesperrt. Na gut,
noch sind wir gut zu Fuß! Zum Stel l-
platz der Demo war es auch nur we-
nige Meter, und wir waren umgeben
von einer großen Zahl von jungen An-
tifaschisten, die sich inmitten einer
Heerschar von Pol izisten formierten.
Na mal sehen, wie es zwischen den
„Autonomen“ ist - und der Zug setzte
sich in Bewegung.

Autonome - was ist das eigentl ich? In
den Medien l iest man meist abfäl l ige
Bemerkungen, die geeignet sind, Klein -
bürger zu verschrecken. Nichts der-
gleichen kann ich bestätigen.
Diszipl iniert, aufmerksam und höfl ich
und hel lwach in ihren Sprechchören!

Als mir zwei junge Antifaschisten einen
Aufkleber mit der Aufschrift „Schnee-
berg Scheiß Drecknest“ in die Hand
drückten, hatte ich einen leichten Kon-
fl ikt. Früher, zu DDR-Zeiten, war ich
öfter mal in Schneeberg in einem Kin-
derferienlager Ich fand den Spruch ein
bisschen überzogen, da ich damals
nur mit netten Leuten und arbeitsa-
men Bergleuten zu tun hatte. Ich steck-
te den „Spucki“ erst einmal ein und
hielt diese Kreation für jugendl ichen
Überschwang.

Im Laufe der Zeit war unser Demons-
trationszug auf etwa 900 Leute ange-
wachsen, und unglaubl ich viele
Pol izisten kamen als Begleitung hin-
zu. In den engen Straßen von Schnee-
berg bl ieb es natürl ich nicht aus, dass
man sich auch einmal unbeabsichtigt
auf die Füße trat. Das passierte auch
mir fünfmal . Dreimal folgte ein „Ent-
schuldigung“, zweimal nicht. Und wie-
der dachte ich, wenn man den
Pol izisten wenigstens von unseren
Steuergeldern einen Kurzlehrgang in
Höfl ichkeit finanzieren könnte. Als Ort
für eine Zwischenkundgebung wurde
unserer Demo-Leitung ein völ l ig unge-
eigneter kleiner Platz, 200 Meter vom
Schneeberger Markt entfernt, zuge-
wiesen. Dieser Platz verdiente echt
die Bezeichnung „Pol izeikessel“. Un-
sere Demonstration wurde von zwei
Reihen Schulter an Schulter stehen-

den Pol izisten umringt, mit unzähl igen
Kameras gefilmt. Die Teilnehmer sol l -
ten sicherl ich eingeschüchtert wer-
den. Sprechchöre, von denen ich jeden
unterstützen konnte, schal lten in Rich-
tung Markt. Einer - „Wer mit den Na-
zis marschiert, ist selbst ein Nazi!“ -
hatte vorerst nicht meine uneinge-
schränkte Zustimmung. Lag es mir
doch fern, Bürger, die sich von den
rechten Rattenfänger haben einfan-
gen lassen, als Nazis zu bezeichnen.

Als sich meine Blase bemerkbar mach-
te, wol lte ich aus dem „Kessel ausbre-
chen“. An drei verschiedenen Stel len
versuchte ich das - ohne Erfolg! Erst
als ich den vierten Pol izisten warnte,
ich würde ihn an die Hose pinkeln und
könnte nicht garantieren, dass sich
Trittbrettfahrer finden könnten, l ieß er
mich laufen. Nun war ich so frei, mich
in die Nähe des Marktplatzes durch-
zumogeln. Das war umso leichter, je
näher ich dem Marktplatz kam. Kaum
Pol izeipräsenz spürbar. Unterwegs ka-
men mir Schneeberger entgegen, von
denen ich annahm, sie gehörten zum
„Lichtel lauf“. Jeder mit einer Kerze in
der Hand und einem frommen Gesicht.
Erst als ich einen Mann bemerkte, der
verschämt ein Plakat mit einem eh-
renhaften Spruch darauf trug, wusste
ich, ich bin noch jenseits der Grenze.
Fortsetzung im Linken Blick:
12/2013, Seite 7

Seit vielen Jahren versammeln sich Na-
zis am und um den 1 3. Februar in Dres-
den zu einem sogenannten „Trauer-
marsch“. Am Jahrestag der Bombardie-
rung Dresdens im Zweiten Weltkrieg wol-
len sie die Geschichte verdrehen und
verbreiten den Mythos von der „unschul-
digen Stadt“.

Seit 201 0 jedoch mobil isiert ein spek-
trenübergreifendes Bündnis jedes Jahr
zu Massenblockaden. Auch in den fol-
genden Jahren haben tausende Gegen-
demonstranten zivilen Ungehorsam
geleistet und sich damit gegen Rassis-
mus und Geschichtsrevisionismus po-
sitioniert. Mit ihrem Engagement setzten
sie ein klares Zeichen: Damit kommt ihr
hier nicht durch! Die deutl ich ansteigen-
de Beteil igung aus Dresden konnte die

abnehmende bundesweite Mobil isierung
ausgleichen.

Nachdem sich 201 2 ca. 1 500 Neonazis
zum Fackelmarsch versammelten, wa-
ren es 201 3 noch ca. 800. Eines steht
fest: der national istische Großaufmarsch
ist und bleibt Geschichte! Das Bündnis
„Nazifrei! – Dresden stel lt sich quer“ war
von Beginn an mehr als ein reines Akti-
onsbündnis. Zu unserer Erfolgsgeschich-
te gehört auch der Mahngang
„Täterspuren“. Mit ihm ist es uns gelun-
gen, für die NS-Geschichte Dresdens zu
sensibil isieren und einen Kontrapunkt
zur offiziel len städtischen Erinnerungs-
pol itik zu setzen. Um den Gedenkdis-
kurs in Dresden auch in Zukunft mit
einer kritischen Perspektive zu beglei-
ten, werden wir dieses Projekt fortführen.

Dem großen Engagement tausender An-
tifaschisten steht bis heute staatl iche
Repression entgegen. Immer noch kri-
minal isieren sächsische Behörden un-
seren Protest durch Ermittlungs- und
Gerichtsverfahren. Dabei schreckte die
Dresdner Staatsanwaltschaft nicht vor
Beweismittelunterdrückung zurück und
Pol izisten tätigten Falschaussagen vor
Gericht. Dass sie damit selbst bei der
berüchtigten sächsischen Justiz nicht
durchkommen, verdeutl ichen Freisprü-
che und zahlreiche Verfahrenseinstel-
lungen in den sogenannten „Blockade-
prozessen“. …

Dresden hat immer noch eine hohe Sym-
bolkraft für die rechte Szene. Weiterhin
melden Nazis über das ganze Jahr Auf-
märsche und Kundgebungen an. Für uns

WIEDER SETZEN! NAZIS BLOCKIEREN!
Sit down again! – Block Nazis! - Gegen Opfermythos und Naziaufmarsch.
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Berl in, 1 2. November 201 3. In einem
offenen Brief fordern das Deutsche
Bündnis Kindersoldaten, das Forum
Menschenrechte, das Darmstädter Si-
gnal sowie die Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft Bundes-
kanzlerin Merkel auf, die Kinderrech-
te in der kommenden Legislaturperi-
ode auch bei der Nachwuchsgewinnung
der Bundeswehr zu achten: Das Re-
krutierungsalter für Soldaten in
Deutschland sol l auf 1 8 Jahre ange-
hoben werden und Werbemaßnahmen
der Bundeswehr bei Minderjährigen
sol len unterbleiben.

„Wir sehen in unseren Projekten im
Ausland tägl ich, welch schwerwiegen-
de Folgen Kriege und bewaffnete Kon-
fl ikte für das Leben von Kindern haben.
In Deutschland werden die Gefahren
jedoch häufig verharmlosend darge-
stel l t“, macht Dr. Jürgen Thiesbonen-
kamp, Vorstandvorsitzender der
Kindernothilfe, für das Deutsche Bünd-
nis Kindersoldaten deutl ich. So finden
an vielen Schulen umfassende Werbe-
maßnahmen der Bundeswehr zur Nach-
wuchsgewinnung statt.

„Eine ausgewogene Beschäftigung mit
der Thematik „Krieg und Frieden" ist
bei der Begegnung mit Jugendoffizie-
ren und Wehrdienstberatern an Schu-
len kaum gegeben", betont die

Vorsitzende der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft, Marl is Tepe.
„Das Thema Friedenserziehung muss
künftig einen festen Platz in den Cur-
ricula und bei der Ausbildung von Lehr-
kräften haben", fordert Tepe.

Nicht nur die Werbemaßnahmen wer-
den von den Organisationen kritisiert,
sondern auch die Anwerbung minder-
jähriger Freiwil l iger durch die Bundes-
wehr. „Jedes Jahr rekrutiert die
Bundeswehr rund 1 .000 1 7-jährige
Freiwil l ige, mit steigender Tendenz. In
201 2 waren es 1 .21 6 Minderjährige.
Damit ist Deutschland eines von we-
nigen Ländern weltweit, die Minder-
jährige in ihre Armeen aufnehmen“,
kritisiert Danuta Sacher, Vorstands-
vorsitzende von terre des hommes,
für das Deutsche Bündnis Kindersol-
daten. Selbst aktive Soldaten sehen
das kritisch. „Vielen Freiwil l igen ist in
diesem jungen Alter nicht bewusst,
worauf sie sich einlassen. Aus eigener
Erfahrung kennen wir die Probleme
sehr junger Soldaten. Oft fehlt für den
Dienst die notwendige Reife“, erläu-
tert Florian Kl ing, Sprecher des Darm-
städter Signals, einem Zusammen-
schluss kritischer Bundeswehrsoldaten.

Im Gegensatz zu Deutschland verzich-
tet die große Mehrheit der 1 91 Ver-
tragsstaaten der UN-Kinderrechts-
konvention auf die Anwerbung Min-
derjähriger. Auch auf UN-Ebene gibt
es kein Verständnis für das Verhalten
Deutschlands. „Der UN-Ausschuss für
die Rechte des Kindes hat Deutsch-
land bereits 2008 empfohlen, das Re-
krutierungsalter auf 1 8 Jahre
anzuheben“, erläutert Danuta Sacher.
„Die neue Bundesregierung sol lte jetzt
die Weichen für die Verwirkl ichung von
Kinderrechten stel len und diese Emp-
fehlungen umsetzen“, so Sacher.

GEW-Hauptvorstand, Ulf Rödde

»Briefe«
„ABC DER DEMO-
KRATIE“ ERHÄLT
SÄCHSISCHEN
KINDERRECHTS-
PREIS
Der Verein „Vivere - Leben für Viel-
falt und Courage e.V.“ hat mit sei-
nem Projekt „ABC der Demokratie“
an der Dr.-Christoph-Hufeland-Ober-
schule den dritten Platz des sächsi-
schen Kinderrechtspreises GRIBS
gewonnen. Das Projekt wurde im letz-
ten Schul jahrdurch die Projektkoor-
dinatorin Sabine Heidler durchgeführt.

In Gruppen erlebten und thematisie-
ren die Teilnehmenden demokrati-
sche Kultur, erprobten Konfl ikt-
lösungsstrategien und erfuhren ihre
Rechte als Kinder. Bei der Verwirkl i-
chung ihrer Ideen wurden sie aktiv
von der städtischen Pol itik, der Schul -
leiterin und weiteren engagierten Er-
wachsenen unterstützt. So erarbeit-
eten die Projektteilnehmer eine Aus-
stel lung zum Thema Kinderrechte,
waren als Demokratieforscher in ih-
rem Stadtteil unterwegs und gestal-
teten die Wände ihrer Turnhal le mit
Graffiti neu. Mehrmals waren die
Schüler beim Bürgermeister Täsch-
ner, der sich den Fragen und Anre-
gungen der Kinder stel l te und es
ermögl ichte, dass die Außenwände
der Turnhal le neu gestaltet wurden.

Die Jury des sächsischen Kinder-
rechtspreises betonte in ihrer Bewer-
tung als besonders herausragend die
Haltung und Unterstützung der Stadt
Plauen und der Dr.-Christoph-Hufe-
land-Schule den Projektkindern ge-
genüber. Diese schätzten die Meinung
der Kinder und gaben ihnen Mitbe-
stimmungs- und Gestaltungsmögl ich-
keiten in ihrem unmittelbaren
Lebensumfeld.

Das Projekt sol l auch 201 4 weiter-
geführt werden. Schulen und Inter-
essierte können sich an den Verein
Vivere wenden.

Vivere - Leben für Vielfalt und Courage
e.V. , Dobenaustr. 9, 08523 Plauen,
Telefon: 03741/149111

KINDERRECHTE IN DEN BLICK NEHMEN
Offener Brief an Kanzlerin Merkel zur Nachwuchswerbung
der Bundeswehr

als Bündnis „Nazifrei! – Dresden stel lt sich
quer“ steht fest: Wir werden wieder ein-
schreiten, wenn Nazis im Februar erneut
versuchen, Geschichte zu verklären und ih-
re menschenverachtende Ideologie zu ver-
breiten. Die Erfahrung hat gezeigt: Sie zu
ignorieren macht sie stärker. Wir waren bis-
her erfolgreich - wir werden es auch 201 4
sein. Unsere Strategie bleibt dabei das Er-
folgskonzept der Blockade. Von uns wird
dabei keine Eskalation ausgehen.

Wir sind sol idarisch mit al len, die unser Ziel
teilen, den Naziaufmarsch zu verhindern.
Dabei bleibt es! Und es bleibt auch dabei:
Zivi ler Ungehorsam ist unser Recht, Blocka-
den sind legitim.

Mach mit! Sei dabei – No pasaran!

Nie wieder Faschismus! Nie wieder Krieg!
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SCHUH DESMONATS

EINLADUNG
ZUR

KREISWAHL
VERSAMMLUNG

zur
Kommunalwahl

25. Januar

201 3

EINLADUNG
Al le Mitgl ieder der Partei DIE LINKE
Ortsverband Treuen-Lengenfeld sowie
al le Interessierten aus dem Gebiet
Treuen-Lengenfeld sind herzl ich
eingeladen zur öffentl ichen
Mitgl iederversammlung am Montag,
1 6.1 2.201 3 (Achtung – neuer Termin!)

Beginn 1 8.30 Uhr im „Schachzimmer“
im Bürgerhaus Treuen, Sebastian-Bach-
Str. 28 a (am Stadion)

Als Themen sind vorgesehen:

# Wahl des Ortsvorstandes der Partei
DIE LINKE Treuen-Lengenfeld.

# Stand der Vorbereitung der
Kommunalwahlen am 25. Mai 201 4,
insbesondere zur Gewinnung von
Kandidaten auf der offenen Liste.

Der Abend sol l mit einem gemütl ichen
Beisammensein auskl ingen.

P. Jattke - OV-Vorsitzender

WIR GRATULIEREN
Allen Leserinnen und Lesern, d ie im
Weihnachtsmonat Geburtstag feiern
können. Unsere besonderen Grüße gehen
an jene, d ie einen „runden“ begehen
können oder über 80 Jahre jung werden:

H . Golle Reichenbach 03. Dez

R. Hummel Ellefeld 06. Dez

J . Michel Oelsnitz/V. 08. Dez

I . Groll Treuen 09. Dez

K. Kaiser Plauen 1 5. Dez

H. Rott Rützengrün 1 7. Dez

R. Enk Plauen 1 8. Dez

C. Jacob Lengenfeld 26. Dez

J . Keil Oelsnitz/V. 27. Dez

I . Schmalfuß Reichenbach 27. Dez

M. Damisch Treuen 28. Dez

Wir wünschen allen viel Gesundheit,
Kraft und Mut!

BERICHT AUS DEM
KREISVORSTAND

Am 06.1 1 .1 3 traf sich in Reichenbach
der Kreisvorstand zu seiner monatl i-
chen Sitzung. Themen waren wieder
die Geschäftsstel lenschl ießungen, der
Finanzplan für 201 4, die Wahlen im
nächsten Jahr und die KMV in Theu-
ma. Gäste bei der Sitzung waren aus
Reichenbach Henry Ruß und Ina Be-
cher, welche über die Nutzung der Ge-
schäftsstel le berichteten und darüber
sprachen, wie man die Schl ießung am
besten abwickeln kann. Nach länge-
ren Gesprächen konnte man einen er-
folgreichen Abschluß für beide Seiten
erwirken.

Die AG Wahlen berichtete nach ihrer
Neukonstituierung über ihre erste Sit-
zung und besprachen den Zeitplan mit
den Mitgl iedern des Kreisvorstandes.
Zur AG-Wahlen laden wir gern al le In-
teressierten zur Mitarbeit ein. Des
Weiteren wurden die Kommisionen zur
KMV in Theuma und der Ablauf be-
sprochen. Unsere nächste Sitzung fin-
det am 04.1 2. in der Geschäftsstel le
in Plauen statt.

André Hegel - Plauen

LIEBE LESERINNEN
UND LESER,
liebe Genossinnen und
Genossen,

ein ereignisreiches Jahr neigt sich dem
Ende zu, ein arbeitsreiches Jahr steht
vor uns. Wie die vergangenen Mona-
te zeigten, werden die von uns zu lö-
senden Aufgaben umfangreicher und
schwieriger. Wir sind angetreten, dem
fortgesetzten Sozialabbau, der fort-
schreitenden Zerstörung der Umwelt
und der zunehmenden sozialen Unge-
rechtigkeit Einhalt zu gebieten. Das
können wir nur erreichen in gleichbe-
rechtigten Bündnissen mit Menschen
und Organisationen gleichen Sinnes.

Unsere Ideale von einer sol idarischen,
friedl ichen und sozial gerechten Ge-
sel lschaft waren und bleiben Richt-
schnur unseres Handelns. Dafür
wünschen wir al len Mitgl iedern und
Sympathisanten der LINKEN für das
Jahr 201 4 viel Kraft, viel Ausdauer, viel
Erfolg und al len eine gute Gesundheit.

Glück auf!

Redaktionskollektiv des Vogtlandboten




